
Aus BGHStE 46, 107 ff. (= NJW 2000, 3010)
Sachverhalt: Der Angeklagte - ein gelernter Bankkaufmann - war als Mitarbeiter der Spar-
kasse W. in deren Wertpapierabteilung beschäftigt und für die Beratung bei Auslandsanlagen 
zuständig. Nach den Feststellungen unterstützte er Ende 1992/Anfang 1993 in fünf Fällen 
Kunden der Sparkasse W. auf deren Wunsch beim anonymen Kapitaltransfer nach Luxem-
burg und in die Schweiz. Diese Kunden waren im Herbst 1992 im zeitlichen Zusammenhang 
mit dem Erlaß des Zinsabschlagsgesetzes, das ab 1. Januar 1993 eine Steuervorauszahlung in 
Form eines Zinsabschlags auf Kapitalerträge vorsah, an den Angeklagten herangetreten, weil 
sie ihr angelegtes Kapital anonym ins Ausland transferieren wollten. Da sie ihre Zinserträge 
wie in der Vergangenheit auch in der Zukunft nicht gegenüber dem Finanzamt erklären woll-
ten, war es ihnen wichtig, ihr Vermögen möglichst so ins Ausland zu verbringen, daß der Fi-
nanzverwaltung - auch bei Fahndungsmaßnahmen - kein Rückschluß auf die vorhandenen 
Anlagen und die daraus erzielten Zinserträge ermöglicht wurde.
Der Angeklagte, der jeweils zunächst erfolglos versuchte, die Kunden umzustimmen und sie 
dazu zu bewegen, ihre Gelder doch bei der Sparkasse W. zu belassen, kam diesem Ansinnen 
in allen Fällen nach. Hierbei griff er - da die Sparkassen, anders als die Großbanken, keine 
Tochtergesellschaften im Ausland hatten - auf ein bereits vorhandenes Verschleierungssystem 
für anonyme Kapitaltransfers der W.-LB - des Verbundpartners der nordrhein-westfälischen 
Sparkassen - zurück und bewerkstelligte die Übertragung der Kundengelder auf neu einzu-
richtende Konten bei der W.-LB Schweiz und der W.-LB Luxemburg. Obwohl auch die Mög-
lichkeit einer direkten Überweisung von den Kundenkonten auf das Sammelkonto der jeweili-
gen Auslandsbank oder direkt auf die neuen ausländischen Konten der Kunden bestand, 
machte der Angeklagte davon keinen Gebrauch, um die Anonymität der Kunden beim Über-
tragungsvorgang zu gewährleisten. Entsprechend dem bereits vorhandenen Verschleierungs-
system splittete der Angeklagte hierzu die Übertragung der Kundengelder in zwei unabhängi-
ge Geschäftsvorfälle, nämlich zwei Barzahlungen, auf. Unter seiner Anleitung hob der Kunde 
jeweils zunächst den gewünschten Betrag von seinem Konto bei der Sparkasse in bar ab, dann 
zahlte er ihn sofort wieder per Zahlschein auf das Sammelkonto der Auslandsbank ein. Beide 
Vorgänge wurden dementsprechend als Barzahlungen gebucht. Eine zwischenzeitliche Aus-
händigung des Geldes an den Kunden erfolgte nicht. Bei der Einzahlung auf das Sammelkon-
to der Auslandsbank wurde der Geldtransfer weiter verschleiert. Obwohl auf dem Einzah-
lungsbeleg jeweils ein Feld für den Namen des Einzahlers vorhanden war, vermerkte der An-
geklagte dort statt des Kundennamens lediglich ein Codewort oder eine Referenz- oder Kon-
tonummer der Auslandsbank, die er vorher bei dieser erfragen mußte und die der Auslands-
bank die spätere Zuordnung des Betrags zu den jeweiligen Kunden ermöglichen sollten. 
Sämtliche Unterlagen einschließlich der Kontoeröffnungsanträge, die der Angeklagte vorrätig 
hielt, füllte er für seine Kunden aus und legte sie ihnen zur Unterschrift vor. Die Beteiligten 
gingen dabei davon aus, daß dieses Verschleierungssystem »sicher« sei und auch die Steuer-
fahndung die Person des jeweiligen Einzahlers nicht ermitteln könnte. Der Angeklagte war 
sich dabei bewußt, daß durch die Anonymisierung des Geldtransfers das Entdeckungsrisiko 
für die Verheimlichung von Kapitalerträgen stark verringert werden sollte. Soweit die Kunden 
dies nicht bereits ausdrücklich ausgesprochen hatten, rechnete der An- FSxbghstx46x109 
BGHSt 46, 109   [16. Beihilfe zur Steuerhinterziehung durch Bankmitarbeiter]BGHSt 46, 109
geklagte jedenfalls aufgrund der mit den jeweiligen Kunden geführten Beratungsgespräche 
damit, daß sie ihre Zinserträge aus den Auslandsanlagen nicht versteuern wollten und er des-
halb bei dem »spurenlosen« Transfer helfen sollte. Sofern Kunden steuerliche Fragen anspra-
chen, wies der Angeklagte zwar auf die Steuerpflichtigkeit von Zinserträgen hin, verstand 
dies allerdings nur als »formalen Fingerzeig«. Insgesamt unterstützte er Bankkunden, die ihre 
Kapitalerträge nicht versteuern wollten, bei der anonymisierten Übertragung einer Gesamt-
summe von 2336422 DM ins Ausland, hinsichtlich derer die Bankkunden in den Jahren 1993 
bis 1995 insgesamt 116404 DM an Einkommensteuern hinterzogen.
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Aus den Gründen: I. 1. Strafbare Beihilfe ist die vorsätzliche Hilfeleistung zu einer vorsätz-
lich begangenen Straftat eines anderen (§ 27 Abs. 1 StGB). Als Hilfeleistung im Sinne des § 
27 StGB ist dabei grundsätzlich jede Handlung anzusehen, welche die Herbeiführung des Ta-
terfolgs des Haupttäters objektiv fördert (BGHSt 42,135, 136), ohne daß sie für den Erfolg 
selbst ursächlich sein muß (st. Rspr.; vgl. nur BGHSt 8,390 ; weitere Nachweise bei Roxin in 
LK 11. Aufl. § 27 Rdn. 1). Gehilfenvorsatz liegt vor, wenn der Gehilfe die Haupttat in ihren 
wesentlichen Merkmalen kennt und in dem Bewußtsein handelt, durch sein Verhalten das 
Vorhaben des Haupttäters zu fördern (BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 2); Einzelheiten der 
Haupttat braucht er nicht zu kennen (BGHR aaO Vorsatz 7). Ob der Gehilfe den Erfolg der 
Haupttat wünscht oder ihn lieber vermeiden würde, ist nicht entscheidend. Es reicht, daß die 
Hilfe an sich geeignet ist, die fremde Haupttat zu fördern oder zu erleichtern, und der Hilfe-
leistende dies weiß. Unter dieser Voraussetzung ist der Vorsatz selbst dann nicht in Frage ge-
stellt, wenn der Gehilfe dem Täter ausdrücklich erklärt, er mißbillige die Haupttat (BGHR 
aaO Vorsatz 5 m.w.N.).
2. Auf der Grundlage dieser Erwägungen stellt nicht jede Mitwirkung eines Bankangestellten 
an einem Kapitaltransfer ins Ausland zugunsten von Bankkunden, die ihre Kapitalerträge ge-
genüber dem Finanzamt verheimlichen, eine strafbare Beihilfehandlung dar. Die Kriterien für 
eine Abgrenzung erlaubter Mitwirkung von strafbarer Beihilfe werden in Literatur und Recht-
sprechung kontrovers diskutiert (zum Meinungsstand vgl. auch die Nachweise bei LG Bo-
chum NJW 2000, 1430; Burhoff PStR 2000, 154, 155; Joecks WM 1998 Sonderbeilage Nr. 1 
S. 13 f.; Löwe-Krahl, Steuerhinterziehung bei Bankgeschäften 2. Aufl. S. 18; Wohlers NStZ 
2000, 169 sowie die Monographien von Wohlleben, Beihilfe durch äußerlich neutrale Hand-
lungen 1996 und Rogat, Die Zurechnung bei der Beihilfe 1997).
a) Einerseits wird - mit unterschiedlichen Begründungen - die Ansicht vertreten, eine Mitwir-
kung von Bankangestellten beim (anonymen) Kapitaltransfer erfülle generell nicht die Vor-
aussetzungen einer strafbaren Beihilfe: Eine strafbare Beihilfe sei bereits deshalb nicht gege-
ben, weil ein Bezug zwischen dem Kapitaltransfer und der zu einem späteren Zeitpunkt vom 
Bankkunden eingereichten Steuererklärung nicht erkennbar sei; es obliege allein der Entschei-
dung des Kunden, was er in die Steuererklärung aufnehme (Kaligin WM 1996, 2267, 2268 
ff.). Zudem fehle es hinsichtlich der beabsichtigten Steuerhinterziehung bereits an dem für die 
Annahme einer Beihilfe erforderlichen »Angewiesensein« der Bankkunden auf die mitwir-
kende Hilfe irgendwelcher Banktätigkeiten. Der Strafgrund betreffe ausschließlich deren eige-
nes Verhältnis zu den zuständigen Finanzbehörden (Harzer/Vogt StraFo 2000, 39, 44 f.).
b) Die Mehrheit der Veröffentlichungen zu dieser Frage hält zwar Mitwirkungshandlungen 
von Bankangestellten beim Kapitaltransfer nicht generell für straflos, benennt aber die Straf-
barkeit einschränkende wertende Kriterien, um die ansonsten als zu weitgehend empfundene 
Beihilfestrafbarkeit zu begrenzen. Zumeist wird hierbei die objektive Zurechnung von Hilfe-
leistungen zur Tatbestandsverwirklichung des Haupttäters ausgeschlossen.
aa) Teilweise wird vertreten, daß eine Beihilfestrafbarkeit dann ausscheide, wenn es sich bei 
den Handlungen des Bankangestellten um »neutrales« oder »berufstypisches« Verhalten 
handele (z. B. Meyer-Arndt wistra 1989, 281, 287; Philipowski, Steuerstrafrechtliche Proble-
me bei Bankgeschäften in: Kohlmann [Hrsg.], Strafverfolgung und Strafverteidigung im Steu-
erstrafrecht 1983 S. 131, 142) oder sich der Handelnde noch im Rahmen seiner »professionel-
len Adäquanz« bewege (Hassemer wistra 1995, 41, 43 ff., 81 ff.). »Professionelle Adäquanz« 
beschreibe dabei normales, sozial akzeptiertes und regelgeleitetes berufliches Handeln (Has-
semer aaO S. 85). Danach soll derjenige Bankangestellte bereits objektiv keinen Straftatbe-
stand erfüllen, der sich an die für seine Tätigkeit geltenden Normen und Regeln halte, z. B. 
nicht gegen den Grundsatz der Kontenwahrheit (§ 154 AO) verstoße (vgl. auch Kniffka wistra 
1987, 309, 310; Carl/Klos wistra 1990, 41, 46; Otto StV 1994, 409, 410). Der strafrechtlich 
relevante Bereich werde erst dann erreicht, wenn die für Banken geltenden Regeln verletzt 
würden, um rechtswidrige Ziele zu erreichen. Solange sich für das Handeln des Bankange-
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stellten nicht nur deliktische, sondern neutrale Gründe finden ließen, liege ein strafloses be-
rufsübliches Verhalten des Bankangestellten vor (Hassemer aaO S. 82; ähnlich Ransiek wistra 
1997, 41, 46 und Joecks aaO S. 14). Für einen Geldtransfer ins Ausland gäbe es vernünftige 
legale Gründe (vgl. Hassemer aaO S. 42).
bb) Eine andere Ansicht lehnt zwar das Abstellen auf »professionelle Adäquanz« ab, weil es 
zu einer Privilegierung des Berufstätigen führe, nimmt aber dennoch bei »berufstypischen« 
Handlungen nur dann eine Strafbarkeit an, wenn der Berufstätige seine Berufsausübung den 
deliktischen Plänen des Kunden anpasse. Dies soll insbesondere dann der Fall sein, wenn er 
seine beruflichen Handlungen im Hinblick auf die Straftat des Bankkunden modifiziere, z. B. 
durch Bereitstellung einer bankinternen Organisation, die ohne deliktischen Sinnbezug nicht 
mehr erklärt werden könne (Löwe-Krahl wistra 1995, 201, 206). Auch soll dann kein sozialty-
pisches Verhalten mehr vorliegen, wenn der Steuerumgehungswille des Kunden evident sei 
(Carl/Klos wistra 1994, 211, 213).
cc) Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt die Ansicht, die eine Strafbarkeit von Bankangestell-
ten nur bei Vorliegen einer »besonderen Sachlage« annimmt. Diese könne darin liegen, daß 
ein Bankangestellter ein bei seinem Arbeitgeber vorhandenes technisches Abwicklungssystem 
für einen anonymen Kapitaltransfer zu Gunsten von Kunden einsetze, das mit dem Ziel einge-
richtet worden sei, die Identität der Kunden zu verschleiern (LG Bochum NJW 2000, 1430).
dd) Davon abweichend stellt eine weitere Ansicht darauf ab, die Handlung eines Bankange-
stellten könne nur dann tatbestandsmäßig eine strafrechtlich relevante Beihilfehandlung sein, 
wenn sie selbst die Durchsetzung des Steueranspruchs gefährde oder erschwere. Der Bankan-
gestellte habe nämlich keine Garantenstellung für die Einhaltung der steuerlichen Verpflich-
tungen des Kunden (Otto StV 1994, 409, 410; vgl. auch Kohlmann, Steuerstrafrecht 7. Aufl. § 
370 Rdn. 17.8. S. 56/4).
c) Der Bundesgerichtshof hat zur Beihilfestrafbarkeit von Bankangestellten beim Kapital-
transfer ins Ausland bisher noch nicht Stellung genommen. Er hat jedoch im Rahmen einer 
Entscheidung zur Beihilfe zum Betrug folgende allgemein für berufstypische »neutrale« 
Handlungen geltenden Grundsätze aufgestellt (vgl. BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 
20): Zielt das Handeln des Haupttäters ausschließlich darauf ab, eine strafbare Hand-
lung zu begehen, und weiß dies der Hilfeleistende, so ist sein Tatbeitrag als Beihilfe-
handlung zu werten (vgl. BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 3, 20). In diesem Fall ver-
liert sein Tun stets den »Alltagscharakter«; es ist als »Solidarisierung« mit dem Täter zu 
deuten (Roxin in LK 11. Aufl. § 27 Rdn. 19) und dann auch nicht mehr als sozialadäquat 
anzusehen (vgl. Löwe-Krahl wistra 1995, 201, 203). Weiß der Hilfeleistende dagegen 
nicht, wie der von ihm geleistete Beitrag vom Haupttäter verwendet wird, hält er es le-
diglich für möglich, daß sein Tun zur Begehung einer Straftat genutzt wird, so ist sein 
Handeln regelmäßig noch nicht als strafbare Beihilfehandlung zu beurteilen, es sei denn, 
das von ihm erkannte Risiko strafbaren Verhaltens des von ihm Unterstützten war der-
art hoch, daß er sich mit seiner Hilfeleistung »die Förderung eines erkennbar tatgeneig-
ten Täters angelegen sein« ließ (BGHR StGB § 266 Abs. 1 Beihilfe 3; BGHR StGB § 27 
Abs. 1 Hilfeleisten 20; Roxin in LK aaO). Diese Grundsätze sind auch auf den Straftatbe-
stand der Steuerhinterziehung und auf das berufliche Verhalten von Bankangestellten 
anzuwenden.
Eine generelle Straflosigkeit von »neutralen«, »berufstypischen« oder »professionell ad-
äquaten« Handlungen kommt dagegen nicht in Betracht. Weder Alltagshandlungen 
noch berufstypische Handlungen sind in jedem Fall neutral. Fast jede Handlung kann in 
einen strafbaren Kontext gestellt werden (vgl. Roxin in FS für Miyazawa 1995 S. 501, 
515). Die genannten Begriffe sind daher für sich allein nicht geeignet, strafbare Beihilfe 
von erlaubtem Handeln eindeutig abzugrenzen.
3. Auf der Grundlage der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs stellt das Verhalten des 
Angeklagten strafbare Beihilfe zur Steuerhinterziehung dar.
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a) Seine Tätigkeit ging über eine »neutrale« Tätigkeit eines Bankangestellten bei der Übertra-
gung von Vermögenswerten deutlich hinaus (vgl. zu der Tätigkeit eines Notars BGHR StGB 
§ 266 Abs. 1 Beihilfe 3 und der eines Rechtsanwalts BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 
20). Der Angeklagte hat die Taten der Haupttäter durch seine aktive Mitwirkung objektiv ge-
fördert, indem er durch die Anonymisierung des Geldtransfers das Entdeckungsrisiko für die 
Nichtangabe der Erträge in deren Steuererklärungen stark verringert hat. Sein Handeln kann 
nicht losgelöst von dem der Bankkunden gesehen werden. Der Grund des anonymen Kapital-
transfers ist vielmehr bei der Würdigung des Tatbeitrags des Angeklagten mitzuberücksichti-
gen.
Dabei kommt es darauf an, ob der Angeklagte bei Anonymisierung der Kapitaltransfers wuß-
te, daß die Bankkunden in der Absicht handelten, die aus den zu übertragenden Anlagegeldern 
noch zu erzielenden Erträge gegenüber dem Finanzamt nicht anzugeben, oder ob er dies zu-
mindest für überaus wahrscheinlich hielt; unter beiden Voraussetzungen ließ er sich »die För-
derung dieser Taten angelegen sein« (BGHR aaO). Soweit die Kunden dem Angeklagten 
nicht bereits ausdrücklich ihre Absicht mitgeteilt hatten, künftig Zinserträge aus der Aus-
landsanlage nicht angeben zu wollen, rechnete der in steuerlichen Fragen kundige Angeklagte 
jedenfalls damit, daß dies die Absicht der Kunden war und er deshalb bei dem »spurenlosen« 
Transfer helfen sollte. Für den Angeklagten, der sich zwar grundsätzlich auch andere - für ihn 
allerdings fernliegende - Gründe für einen verschleierten Transfer vorstellen konnte, war eine 
beabsichtigte Steuerhinterziehung das nächstliegende Motiv. Auch wenn er in einigen Fällen 
die wahren Ziele der Kunden nicht mit Sicherheit kannte - und obgleich er keine persönlichen 
Vorteile aus der Hilfeleistung zog -, ließ er sich dennoch die Förderung tatgeneigter Bankkun-
den bei deren geplanten Steuerhinterziehungen »angelegen sein«; er »solidarisierte« sich mit 
den Tätern. Dies wird erst recht vor dem Hintergrund des zeitlichen Zusammenhangs der Ka-
pitaltransfers mit der Einführung eines Zinsabschlags auf Kapitalerträge in Deutschland deut-
lich, der die Möglichkeiten der Hinterziehung von Steuern auf inländische Kapitalerträge er-
heblich eingeschränkt hat. Der Angeklagte beschränkte sich nicht darauf, die Geldbeträge der 
Bankkunden ins Ausland, d. h. auf Sammelkonten ausländischer Banken zu transferieren. Er 
förderte vielmehr das Hinterziehungsziel der Bankkunden dadurch, daß er - unter Ausnutzung 
eines immer gleichbleibenden Verschleierungssystems - die Rückverfolgbarkeit des Kapital-
transfers zum Bankkunden deutlich erschwerte. Dies erreichte er dadurch, daß er einen an sich 
einheitlichen Übertragungsvorgang - der mit einer einzigen Überweisung zu bewerkstelligen 
gewesen wäre - ohne jeden sonstigen Anlaß allein deshalb in zwei getrennte Bargeschäfte auf-
spaltete, um den eigentlichen Übertragungsvorgang anonym vornehmen zu können. Darüber 
hinaus richtete er als besondere Dienstleistung für seine Kunden nicht nur Konten bei Aus-
landsbanken ein, sondern trug zur Wahrung der Anonymität der Kunden auf den Einzahlungs-
belegen auch noch statt der vorgesehenen Angabe des Kundennamens lediglich eine Kunden- 
oder Referenznummer der Auslandsbank ein, die er zuvor erst bei der Auslandsbank erfragen 
mußte. Er paßte damit sein berufliches Verhalten unter Verwendung eines vorhandenen Ver-
schleierungssystems dem von ihm angenommenen deliktischen Ziel der Kunden an.
b) Ohne Bedeutung für die Verantwortlichkeit des Angeklagten ist insoweit, ob die Haupttäter 
bereits zuvor fest zu einem anonymisierten Transfer ins Ausland entschlossen waren und sich 
für die verschleierte Kapitalübertragung bei mangelnder Bereitschaft des Angeklagten einen 
anderen Bankmitarbeiter oder eine andere Bank gesucht oder das Geld gar selbst ins Ausland 
verbracht hätten. Dies würde nichts an der konkreten objektiven Förderung der Haupttat durch 
den Angeklagten ändern. Ohnehin stellt das Verhalten des Angeklagten nicht - wie die Revisi-
on geltend gemacht hat - lediglich einen Fall der psychischen Beihilfe dar, der bei fest ent-
schlossenen Haupttätern besonders sorgfältiger Prüfung bedürfe. Keine Bedeutung für die 
Strafbarkeit des Angeklagten hat es auch, daß der Angeklagte auf ein vorgegebenes Ver-
schleierungssystem zurückgreifen konnte, da es ihm jederzeit freistand, ob er dem Ansinnen 
von Bankkunden auf Unterstützung bei einem anonymisierten Kapitaltransfer nachkommen 
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wollte. Diese Tatsache hat allenfalls Bedeutung für die Frage der Strafzumessung sowie einer 
möglichen strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Initiatoren des Verschleierungssystems 
(vgl. BGHSt 40,218, 237).
c) Die Tatsache, daß die Beihilfehandlungen des Angeklagten erhebliche Zeit vor den jeweili-
gen Haupttaten - dem Verschweigen der ins Ausland transferierten Geldbeträge und der dar-
aus erzielten Zinserträge gegenüber dem Finanzamt - lagen, beseitigt die tatsächliche Förde-
rung der Haupttaten durch das Verhalten des Angeklagten nicht. Es ist ausreichend, daß ein 
Gehilfe die Haupttat im Vorbereitungsstadium fördert (vgl. BGH NJW 1985, 1035, 1036; 
BGH, Urt. vom 21. Oktober 1999 - 4 StR 376/99; Lackner/Kühl, StGB 23. Aufl. § 27 Rdn. 3; 
Schönke/Schröder, StGB 25. Aufl. § 27 Rdn. 13), solange die Teilnahmehandlung mit dem 
Willen und dem Bewußtsein geleistet wird, die Haupttat zu fördern (vgl. BGHR StGB § 27 
Abs. 1 Vorsatz 9).

aus BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 26 (Vorbereitung eines Aufsichtsratsbeschlusses – 
Fall Mannesmann)
Aus den Gründen: Die Freisprüche der Angeklagten E. und D. vom Vorwurf der Beihilfe zur 
Untreue haben auch unter dem Gesichtspunkt einer »straflosen Hilfeleistung durch berufstypi-
sche neutrale Handlungen« keinen Bestand.
Die von der Rechtsprechung hierzu entwickelten Grundsätze (vgl. BGHSt 46, 107, 109 ff., 
112 f.; BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 20, § 266 Abs. 1 Beihilfe 3) tragen dem Um-
stand Rechnung, dass äußerlich neutrale berufsübliche Verhaltensweisen von Dritten zur Be-
gehung einer Straftat ausgenutzt werden können. Die deshalb erforderliche Einschränkung der 
Beihilfestrafbarkeit hat danach innerhalb des subjektiven Tatbestands aufgrund einer werten-
den Betrachtung im Einzelfall zu erfolgen. Weiß der Hilfeleistende nicht, wie der von ihm ge-
leistete Beitrag vom Haupttäter verwendet wird, und hält er es lediglich für möglich, dass sein 
Tun zur Begehung einer Straftat ausgenutzt wird, so ist sein Handeln regelmäßig keine straf-
bare Beihilfe, es sei denn, das von ihm erkannte Risiko strafbaren Verhaltens des von ihm Un-
terstützten war derart hoch, dass er sich mit seiner Hilfeleistung die Förderung eines erkenn-
bar tatgeneigten Täters angelegen sein ließ. Zielt das Handeln des Haupttäters dagegen aus-
schließlich auf eine strafbare Handlung und weiß dies der Hilfeleistende, so ist sein Tatbeitrag 
als Beihilfe zu werten, weil dann sein Tun den »Alltagscharakter« verliert, als Solidarisierung 
mit dem Täter zu deuten ist und deshalb auch nicht mehr als sozialadäquat angesehen werden 
kann (vgl. BGHSt 46, 107, 112).
Es kann offen bleiben, ob diese zur Eingrenzung der Beihilfestrafbarkeit bei »berufstypischen 
neutralen Handlungen« entwickelten Kriterien der Sache nach weiter führen oder ob nicht 
vielmehr die Strafbarkeitsbeschränkung bei sachgerechter Auslegung ausreichend nach den 
herkömmlichen und allgemein anerkannten Regeln etwa über die objektive Zurechnung oder 
den Gehilfenvorsatz erfolgen kann. Selbst wenn man der dargestellten Rechtsprechung folgt, 
scheidet nämlich nach den getroffenen Feststellungen unter diesem Gesichtspunkt eine Beihil-
fe zur Untreue nicht aus. Für die Angeklagten E. und D. waren die Vorbereitung der Prä-
sidiumsbeschlüsse sowie deren Umsetzung schon deshalb keine »berufstypischen Hand-
lungen mit Alltagscharakter«, weil sie damit gezielt die Zuwendung der Sonderzahlun-
gen förderten. Bei ihren Hilfeleistungen kannten sie – in gleicher Weise wie die Präsidi-
umsmitglieder F., D. und Z. – alle Umstände, welche die objektive Pflichtverletzung be-
gründeten. Soweit der Gehilfe einer Straftat seine unterstützende Tätigkeit innerhalb ei-
nes weisungsgebundenen Dienstverhältnisses erbracht hat, liegt darin lediglich ein zu 
seinen Gunsten bei der Strafzumessung zu berücksichtigender Umstand.
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